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Beschlüsse des 24. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Einführung des Geschäftsraummietengesetzes 
im Land Berlin 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Regelung der Miet- und Pacht- 
verhältnisse über Geschäftsräume und gewerblich 
genutzte unbebaute Grundstücke (Geschäftsraum- 
mietengesetz) vom 25. Juni 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 338), zuletzt geändert durch Artikel IV des Ge- 
setzes über den Abbau der Wohnungszwangswirt- 
schaft und über ein soziales Miet- und Wohnrecht 
vom 23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 389), gilt im 
Land Berlin in folgender Fassung; 

Gesetz zur Regelung der Miet- und Pachtver- 
hältnisse über Geschäftsräume und gewerblich 
genutzte unbebaute Grundstücke 
(Geschäftsraummietengesetz) 

ERSTER ABSCHNITT 

Freigabe der Mieten für Geschäftsräume und 
gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke 

§ 1 

Die Vermietung von Geschäftsräumen und ge- 
werblich genutzten unbebauten Grundstücken unter- 
liegt vorbehaltlich des § 3 nicht mehr den Preisvor- 
schriften. 

§ 2 

Geschäftsräume im Sinne dieses Gesetzes sind 
Räume, die nach ihrer baulichen Anlage und Aus- 
stattung auf die Dauer anderen als Wohnzwecken, 
insbesondere gewerblichen oder beruflichen Zwek- 
ken, zu dienen bestimmt sind und solchen Zwecken 
dienen. 

§ 3 

(1) Auf Geschäftsräume, die wegen ihres räum- 
lichen oder wirtschaftlichen Zusammenhangs mit 
Wohnräumen zugleich mit diesen vermietet sind, 
sind die Preisvorschriften weiterhin anzuwenden, 
wenn die Wohnräume den Preisvorschriften unter- 
liegen. Dies gilt nicht, wenn der Mietwert der 
Wohnräume weniger als ein Drittel des gesamten 
Mietwerts der vermieteten Räume beträgt; in die- 
sem Falle sind auch auf die Wohnräume die Preis- 
vorschriften nicht anzuwenden. Für die Mietwerte 


j sind die preisrechtlich zulässigen Mieten vom 1. Juni 
I 1953 maßgeblich. 

(2) Sind gewerblich genutzte unbebaute Grund- 
I stücke wegen ihres wirtschaftlichen Zusammenhangs 

mit Wohnräumen zugleich mit diesen vermietet, so 
gilt Absatz 1 entsprechend. 

(3) Soweit nach den Absätzen 1 und 2 auf Ge- 
schäftsräume oder gewerblich genutzte unbebaute 
Grundstücke die Preisvorschriften anzuwenden sind, 
ist eine Mieterhöhung bis zu 130 vom Hundert der 
ortsüblichen Miete für Geschäftsräume oder gewerb- 
lich genutzte unbebaute Grundstücke gleicher Art, 
Lage und Ausstattung nach dem Stande vom 1. Juni 
1953 zulässig; bei dem Ausmaß der Mieterhöhung 
ist eine nachhaltige Verschlechterung der örtlichen 
Geschäftslage seit dem 1. Januar 1953 zu berück- 
sichtigen. Bei einer nachhaltigen Verbesserung der 
örtlichen Geschäftslage seit dem 1. Januar 1953 tritt 
an die Stelle des Satzes von 130 vom Hundert ein 
Satz von 150 vom Hundert als Höchstsatz. Im Streit- 
fall entscheidet die Preisbehörde über das Ausmaß 
der Mieterhöhung nach den Sätzen 1 und 2. Die für 
Geschäftsräume allgemein zugelassenen Mietzu- 
schläge bleiben daneben zulässig. 

! 

(4) Sind Geschäftsräume, die nach dem 24. Juni 
j 1948 bezugsfertig geworden sind oder werden, 

' wegen ihres räumlichen oder wirtschaftlichen Zu- 
sammenhangs mit Wohnräumen zugleich mit die- 

; sen vermietet, so sind die Geschäftsräume und die 
Wohnräume ohne Rücksicht auf das Verhältnis der 
. Mietwerte von den Preisvorschriften ausgenomjnen. 

§ 4 

Die Vorschriften der §§ 1 bis 3 finden auf Pacht- 
verhältnisse entsprechende Anwendung. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Aufhebung des Mieterschutzes 

§ 5 

(1) Miet- und Pachtverhältnisse über Geschäfts- 
räume (§ 2) und über gewerblich genutzte unbe- 
baute Grundstücke werden vom Mieterschutz aus- 
genommen. 

(2) Auf Geschäftsräume, die wegen ihres räum- 
lichen oder wirtschaftlichen Zusammenhangs mit 
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Wohnräumen zugleich mit diesen vermietet sind, ist 
Absatz 1 nicht anzuwenden, wenn die Wohnräume 
unter Mieterschutz stehen. Dies gilt nicht, wenn der 
Mietwert der Wohnräume weniger als ein Drittel 
des gesamten Mietwerts der vermieteten Räume be- 
trägt; in diesem Falle sind die Vorschriften des 
Mieterschutzgesetzes auch insoweit nicht anzuwen- 
den, als das Mietverhältnis sich auf die Wohnräume 
bezieht. Für die Mietwerte sind die preisrechtlich 
zulässigen Mieten vom 1. Juni 1953 maßgeblich. 

(3) Sind gewerblich genutzte unbebaute Grund- 
stücke wegen ihres wirtschaftlichen Zusammenhangs 
mit Wohnräumen zugleich mit diesen vermietet, so 
gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten für Pachtverhält- 
nisse entsprechend. 

§ 6 

Ein Mietverhältnis, das nach § 5 vom Mieter- 
schutz ausgenommen ist, kann, sofern der Mietzins 
nach Monaten oder längeren Zeitabschnitten bemes- 
sen ist, nur für den Schluß eines Kalenderviertel- 
jahrs gekündigt werden; die Kündigung hat spä- 
testens am dritten Werktage des Vierteljahrs zu 
erfolgen. Auf die Vereinbarung einer kürzeren Kün- 
digungsfrist können sich die Parteien nicht berufen. 

§ 7 

(1) In dem Urteil, durch das auf Räumung oder 
Zurückgabe von Geschäftsräumen oder gewerblich 
genutzten unbebauten Grundstücken erkannt wird, 
kann dem Mieter oder Pächter auf seinen Antrag 
eine den Umständen nach angemessene Räumungs- 
frist gewährt werden; der Antrag kann nur bis zum 
Schluß der mündlichen Verhandlung gestellt wer- 
den, auf die das Urteil ergeht. Ist der Antrag in 
dem Urteil übergangen, so ist das Urteil zu ergän- 
zen; auf das Verfahren finden die Vorschriften des 
§ 319 Abs. 2, 3 der Zivilprozeßordnung entspre- 
chende Anwendung. 

(2) Ein Urteil, durch das auf Räumung oder Zu- 
rückgabe von Geschäftsräumen oder gewerblich ge- 
nutzten unbebauten Grundstücken erkannt wird, 
darf nur für vorläufig vollstreckbar erklärt werden, 
wenn glaubhaft gemacht wird, daß die Aussetzung 
der Vollstreckung dem Vermieter einen nicht zu er- 
setzenden Nachteil bringen würde. 

§ 7 a 

(1) Ist ein vor dem 1. März 1961 begründetes 
Mietverhältnis über Geschäftsräume durch Kündi- 
gung des Vermieters oder wegen Zeitablaufs be- 
endigt und ist der Mieter aus diesem Grunde zur 
Räumung oder Zurückgabe des Mietgegenstandes 
verurteilt worden, so hat das Vollstreckungsgericht 
die Vollstreckung wegen des Anspruchs auf Räu- 
mung oder Zurückgabe auf Antrag des Mieters 
einstweilen einzustellen, wenn dies unter Berück- 
sichtigung aller Umstände zur Vermeidung erheb- 
licher Flärten dringend geboten ist. Die Einstellung 
kann auf Antrag auch ein zweites Mal angeordnet 
werden. Die Vollstreckung kann jedoch insgesamt 
höchstens auf die Dauer von neun Monaten, gerech- 


net vom Tage der Rechtskraft des Urteils, oder, falb 
eine Räumungsfrist gewährt worden ist (§ 7), vom 
Tage des Ablaufs dieser Frist, eingestellt werden. 

(2) Die Einstellung ist zu versagen, 

1. wenn der Mieter es unterlassen hat, sich 
ernsthaft um andere, ihm zumutbare 
Räume zu bemühen, 

2. wenn zur Zeit der letzten mündlichen Ver- 
handlung Umstände Vorgelegen haben, 
aus denen der Vermieter zur Kündigung 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
berechtigt war, oder wenn später solche 
Umstände eingetreten sind, 

3. wenn und soweit die Einstellung auch 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse 
des Mieters für den Vermieter oder einen 
Dritten eine unzumutbare Flärte bedeuten 

1 würde. 

(3) Eine Entscheidung, durch welche die Voll- 
■ Streckung gemäß Absatz 1 eingestellt worden ist, 

I kann auf Antrag des Vermieters aufgehoben oder 
i geändert werden, wenn die für sie maßgeblichen 
Verhältnisse sich geändert haben. 

(4) Das Vollstreckungsgericht entscheidet über 
Anträge, die nach den vorstehenden Absätzen ge- 
stellt werden können, durch Beschluß; vor der Ent- 
scheidung ist der Gegner zu hören. Gegen den Be- 
schluß findet die sofortige Beschwerde statt. 

(5) Ist eine Entscheidung des Vollstreckungs- 
gerichts noch nicht ergangen, so kann der Gerichts- 
vollzieher die Vollstreckung wegen des Anspruchs 
auf Räumung oder Zurückgabe bis zur Entscheidung 
des Vollstreckungsgerichts, jedoch nicht länger als 
eine Woche, aufschieben, wenn ihm die Vorausset- 
zungen für die Einstellung glaubhaft gemacht wer- 
den und dem Mieter die rechtzeitige Anrufung des 
Vollstreckungsgerichts nicht möglich war. 

(6) Für die Kosten ist § 788 Abs. 3 der Zivil- 
prozeßordnung entsprechend anzuwenden. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten für Mietverhält- 
nisse über gewerblich genutzte unbebaute Grund- 
stücke sowie für Pachtverhältnisse über Geschäfts- 
räume oder gewerblich genutzte unbebaute Grund- 
stücke entsprechend. 

I § 7b 

Wird im Fall der Beendigung eines vor dem 
1. März 1961 begründeten Mietverhältnisses über 
Geschäftsräume eine Räumungsfrist gewährt (§ 7) 
oder die Vollstreckung eingestellt (§ 7 a), so kann 
der Vermieter für die Zeit von der Beendigung des 
Mietverhältnisses bis zum Ablauf der Räumungs- 
frist oder des Vollstreckungsschutzes abweichend 
von § 557 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs Er- 
satz des Schadens, der ihm durch die Vorenthaltung 
' des Mietgegenstandes entsteht, über die Flöhe der 
bis zur Beendigung des Mietverhältnisses geschul- 
deten Miete hinaus nur insoweit verlangen, als eine 
Entschädigung nach den Umständen billig erschein!. 
Entsprechendes gilt für Mietverhältnisse über ge- 
. werblich genutzte unbebaute Grundstücke sowie für 
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Pachtverhältnisse über Geschäftsräume oder ge- j 
werblich genutzte unbebaute Grundstücke. 

§ 7c 

Die §§ 7 a und 7 b sind nur anzuwenden, wenn 
der Mieter vor dem 1. März 1965 rechtskräftig zur 
Räumung oder Zurückgabe des Mietgegenstandes 
verurteilt ist. 


DRITTER ABSCHNITT 

Widerruf der Kündigung 

§ 8 

(1) Bringt die Kündigung eines Mietverhältnisses 
über Geschäftsräume oder gewerblich genutzte un- 
bebaute Grundstücke, das vor dem 1. März 1961 be- 
gründet ist, erhebliche wirtschaftliche Nachteile für 
den Mieter oder, soweit die Raume öffentlichen 
Zwecken dienen, eine Gefährdung öffentlicher Be- 
lange mit sich, so kann der Mieler den Widerruf 
der Kündigung verlangen; dies gilt nicht, wenn dem 
Vermieter die Fortsetzung des Mietverhältnisses 
nicht zugemutet werden kann. 

(2) Vermieter ist auch, wer nach dem Abschluß 
des Mietvertrages das Eigentum an dem Grundstück 
erwirbt. 

§ 9 

(1) Die Fortsetzung des Mietverhältnisses kann 
dem Vermieter insbesondere nicht zugemutet wer- 
den, 

1. wenn ein Grund vorliegt, aus dem der 
Vermieter zur Kündigung ohne Einhal- 
tung einer Kündigungsfrist berechtigt ist; 

2. wenn der Vermieter die Räume oder 
Grundstücke für eigene Zwecke oder für 
Zwecke seines Ehegatten oder eines Ver- 
wandten gerader Linie benötigt und auch 
bei Berücksichtigung der Verhältnisse des 
Mieters die Vorenthaltung des Mietgegen- 
standes eine schwere Unbilligkeit für den 
Vermieter darstellen. würde; eine schwere 
Unbilligkeit liegt nicht vor, wenn der 
Eigenbedarf in der Absicht geltend ge- 
macht wird, dem Mieter in seinem in dem 
Mietraum geführten Geschäftszweig eine 
unzumutbare Konkurrenz zu machen; 

3. wenn auf dem vermieteten Grundstück 
oder Grundstücksteil ein Gebäude durch 
Kriegseinwirkungen zerstört oder erheb- 
lich beschädigt ist, der alsbaldige Wieder- 
aufbau oder die alsbaldige Wiederherstel- 
lung gewährleistet erscheint und bei Fort- 
setzung des Mietverhältnisses der Wie- 
deraufbau oder die Wiederherstellung 
wesentlich erschwert wäre; 

4. wenn der Vermieter bei anderweitiger 
Vermietung eine höhere als die bisherige 
Miete erzielen könnte und der Mieter sich 
weigert, in eine angemessene Mieterhö- 
hung von dem Zeitpunkt an einzuwilligen, 
zu dem die Kündigung wirksam war. 


(2) Eine Mieterhöhung ist angemessen im Sinne 
des Absatzes 1 Nr. 4, wenn die ortsübliche Miete 
für Geschäftsräume oder gewerblich genutzte 
unbebaute Grundstücke gleicher Art, Lage und Aus- 
stattung nach dem Stande vom 1. Juni 1953 je nadi 
der Entwicklung der örtlichen Geschäftslage um 
höchstens 75 vom Hundert überschritten wird. Auf 
Antrag eines Beteiligten hat sich die Preisbehörde 
über die Angemessenheit der Mieterhöhung gut- 
achtlich zu äußern. 

(3) Willigt der Mieter in eine angemessene Miet- 
erhöhung ein, so kann sich der Vermieter nicht dar- 
auf berufen, daß er bei anderweitiger Vermietung 
eine höhere als die im Absatz 2 bezeichnete Miete 
erzielen könnte. 

§ 10 

(1) Der Mieter kann sich nicht darauf berufen, 
daß die Kündigung für ihn im Sinne des § 8 Abs. 1 
erhebliche wirtschaftliche Nachteile mit sich bringt, 

1. wenn er die Möglichkeit hat, sich für die 
gemieteten Räume oder Grundstücke zu 
zumutbaren Bedingungen einen wirtschaft- 
lich im wesentlichen gleichwertigen Ersatz 
zu verschaffen, oder 

2. wenn der Vermieter ihn für die durch den 
Verlust der Räume entstehenden Nach- 
teile angemessen entschädigt oder, soweit 
die Nachteile erst in Zukunft zu erwarten 
sind, angemessene Sicherheit leistet. 

(2) Der Mieter kann sich nicht darauf berufen, 

, daß die Kündigung eine Gefährdung öffentlicher 
j Belange mit sich bringt, wenn die Voraussetzung 
I des Absatzes 1 Nr. 1 vorliegt. 

§ 11 

(1) Der Mieter kann bei einem vor dem 1. März 
1961 begründeten Mietverhältnis ohne Rücksicht 
auf die in § 8 Abs. 1 bezeichneten Voraussetzungen 
den Widerruf der Kündigung verlangen, wenn er 
durch Gewährung von Zuschüssen oder Darlehen 
oder in sonstiger Weise einen erheblichen Beitrag 
zur Schaffung oder Instandsetzung der gemieteten 
Räume erbracht hat und nicht die in § 9 Abs. 1 
Nr. 1, 3 oder 4 bezeichneten Voraussetzungen vor- 
liegen. 

(2) Ein Zuschuß ist als erheblich im Sinne des 
Absatzes 1 anzusehen, wenn er den Betrag der bis- 
herigen Jahresmiete übersteigt. Ein vor der Kündi- 
gung getilgtes Darlehen oder ein vor der Kündi- 
gung durch die Dauer des Vertrages als getilgt an- 
zusehender Zuschuß oder ein Beitrag, der nicht zu 
einer nachhaltigen Wertsteigerung geführt hat, blei- 
ben außer Betracht. 

(3) Hat der Mieter einen im Sinne des Absatzes 1 
erheblichen Beitrag zur Schaffung oder Instandset- 
zung der Räume geleistet, so ist eine Mieterhöhung 
angemessen im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4, wenn 
und soweit die von dem Vermieter geforderte Miete 
die in § 9 Abs. 2 bestimmte Miete abzüglich eines 
nach der Höhe des Beitrags angemessenen Betrages 

1 nicht übersteigt. 
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§ 12 

(1) Der Mieter kann ohne Rücksicht auf die in 
§ 8 Abs. 1 bezeichneten Voraussetzungen bei Miet- 
verhältnissen, die vor dem 1. März 1961 begründet 
sind und sich auch auf Wohnräume beziehen, den 
Widerruf der Kündigung verlangen, wenn weder 
die in § 9 Abs. 1 Nr. 1, 3 oder 4 bezeichneten Vor- 
aussetzungen vorliegen noch für den Vermieter ar 
der Erlangung des Mietraums ein so dringendes In- 
teresse besteht, daß auch bei Berücksichtigung der 
Verhältnisse des Mieters die Vorenthaltung eine 
schwere Unbilligkeit für den Vermieter darstellen 
würde. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Mieter die Mög- 
lichkeit hat, sich für die Wohnräume unter zumul- 
baren Bedingungen einen angemessenen Ersatz zu 
verschaffen. 

§ 13 

(1) Der Mieter verliert den Anspruch auf Wider- 
ruf der Kündigung, wenn er der Kündigung nicht 
innerhalb eines Monats seit dem in Absatz 2 be- 
zeichneten Zeitpunkt schriftlich widerspricht. 

(2) Die Frist nach Absatz 1 beginnt mit dem Zu- | 

gang einer schriftlichen Erklärung des Vermieters, 
aus der sich ergibt, daß der Mieter den Anspruch 
auf Widerruf der Kündigung verliert, wenn er ihr 
nicht unter Einhaltung der in Absatz 1 bestimmten | 
Form und Frist widerspricht. Diese Erklärung des i 
Vermieters kann mit der Kündigung verbunden 
werden. i 

§ 14 ■ 

Ist der Mieter ohne eigenes Verschulden an der 
rechtzeitigen Erklärung des Widerspruchs gehindert, 
so läuft die Frist des § 13 Abs. 1 nicht vor Ablauf 
von zwei Wochen seit Behebung des Hindernisses j 
ab. Jedoch kann der Widerspruch nach Ablauf von ^ 
sechs Monaten seit dem Ende der versäumten Frist 
nicht mehr erklärt werden. 

§ 15 

(1) Macht der Mieter auf Grund einer Kündi- 
gung Ansprüche, insbesondere den Anspruch auf 
Räumung oder Zurückgabe des Mietgegenstandes, 
geltend, so kann der Mieter die ihm obliegende 
Leistung verweigern, wenn er den Widerruf der 
Kündigung verlangen kann. 

(2) Widerruft der Vermieter die Kündigung oder 

wird er rechtskräftig zum Widerruf verurteilt oder 1 
wird die Klage auf Räumung oder Zurückgabe des 
Mietgegenstandes auf Grund der Einrede nach 
Absatz 1 rechtskräftig abgewiesen, so gilt die Kün- 
digung als nicht erfolgt. i 

(3) Hat der Mieter in eine angemessene Miet- , 
erhöhung eingewilligt, so tritt in den Fällen des 
Absatzes 2 an die Stelle der bisherigen Miete die ! 
erhöhte Miete. 

§ 16 

(1) über den Anspruch des Mieters auf Widerruf i 
der Kündigung wird, sofern ihn der Mieter durch 
Einrede gemäß § 15 Abs. 1 geltend macht, in dem 


Verfahren entschieden, in dem der Vermieter 
Ansprüche auf Grund der Kündigung geltend macht. 
Das Recht des Mieters, den Anspruch auf Wider- 
ruf im Wege der Klage geltend zu machen, bleibt 
unberührt. 

(2) Für die Klage auf Widerruf der Kündigung 
ist ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegen- 
standes das Amtsgericht zuständig, in dessen 
Bezirk sich der Mietgegenstand befindet. 

(3) Ist eine Klage auf Räumung oder Zurückgabe 
des Mietgegenstandes anhängig, so kann der An- 
spruch auf Widerruf der Kündigung, falls er nicht 
durch Einrede nach § 15 Abs. 1 geltend gemacht 
wird, nur im Wege der Widerklage geltend 
gemacht werden; ist eine Klage auf Widerruf der 
Kündigung anhängig, so kann der Anspruch auf 
Räumung oder Zurückgabe des Mietgegenstandes 
nur im Wege der Widerklage geltend gemacht wer- 
den. Klage und Widerklage betreffen in diesen 
Fällen denselben Streitgegenstand im Sinne des 
§ 16 Abs. 1 des Gerichtskostengesetzes. 

(4) Für die Wertberechnung bei einer Klage auf 
Widerruf der Kündigung gilt § 12 Abs. 2 Satz 1 
des Gerichtskostengesetzes. 

(5) Für die Vertretung der Parteien gilt bei der 
Klage auf Räumung oder Zurückgabe des Miet- 
gegenstandes oder auf Widerruf der Kündigung 
§ 12 des Mieterschutzgesetzes entsprechend. 

§ 17 

(1) Hat der Mieter in eine angemessene Miet- 
erhöhung eingewilligt, so ist auf Antrag des Ver- 
mieters oder des Mieters in dem Urteil, durch das 
der Vermieter zum Widerruf der Kündigung ver- 
urteilt oder durch das die Klage auf Räumung oder 
Zurückgabe des Mietgegenstandes auf Grund der 
Einrede nach § 15 Abs. 1 abgewiesen wird, die 
geschuldete Miete festzustellen. 

(2) Ist die geschuldete Miete nach Absatz 1 in 
dem Urteil festgestellt, so kann im Falle einer 
neuen Kündigung des Vermieters eine abweichende 
Miete nur festgestellt werden, wenn sich die Ver- 
hältnisse wesentlich geändert haben. 

§ 18 

(1) Hat der Mieter einen im Sinne des § 11 
Abs. 1 und 2 erheblichen Beitrag zur Schaffung oder 
Instandsetzung der Räume geleistet, so kann auf 
Antrag des Mieters in dem Urteil, durch das der 
Vermieter zum Widerruf der Kündigung verurteilt 
oder durch das die Klage auf Räumung oder Zu- 
rückgabe des Mietgegenstandes auf Grund der 
Einrede nach § 15 Abs. 1 ab ge wiesen wird, ein 
Zeitpunkt bestimmt werden, für den eine Kündi- 
gung des Vermieters frühestens zulässig ist. 

(2) Der Zeitpunkt ist unter Berücksichtigung aller 
Umstände, insbesondere der Höhe des Beitrags, der 
Billigkeit entsprechend zu bestimmen. 

(3) Durch eine Bestimmung nach den Absätzen 
1 und 2 wird das Recht des Vermieters zur Kün- 


5 



D rucksache 2198 Deutscher Bundestag 


digung ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist nicht ’ 
berührt. 

§ 19 

i 

Gegen das Urteil, durch das über den Anspruch ' 
auf Widerruf der Kündigung oder über den An- ' 
Spruch auf Räumung oder Zurückgabe des Miet- 
gegenstande-s entschieden wird, findet die Berufung i 
ohne Rücksicht auf den Wert des Beschwerde- 
gegenständes statt. Das Urteil kann auch nur j 
bezüglich der Feststellung der von dem Mieter ge- ' 
schuldeten Miete oder bezüglich der Bestimmung 
des Zeitpunktes, für den die Kündigung des Ver- 
mieters frühestens zulässig ist, selbständig ange- 
fochten werden. 

§ 20 

! 

Läuft die Zeit, für die ein Mietverhältnis der in 
§ 8 Abs. 1 bezeichneten Art eingegangen ist, nach 
dem 28. Februar 1961 ab, so gilt das Mietverhält- 
nis als auf unbestimmte Zeit verlängert, sofern 
nicht der Vermieter oder der Mieter es unter Ein- 
haltung der gesetzlichen Kündigungsfrist {§ 6) auf 
den Zeitpunkt des Ablaufs kündigt. Eine vor dem 
1. März 1961 getroffene entgegen st eh ende Verein- 
barung ist unwirksam. 

§ 21 

(1) Die Vorschriften der §§ 8 bis 20 mit Aus- 
nahme des § 16 Abs. 2 gelten entsprechend für 
Pachtverhältnisse über Geschäftsräume oder ge- 
werblich genutzte unbebaute Grundstücke, die vor 
dem 1. März 1961 begründet worden sind. Für die i 
Klage auf Widerruf der Kündigung ist auch das 
Gericht zuständig, in dessen Bezirk sich der Pacht- 
gegenstand befindet. 

(2) Bilden ein Geschäftsbetrieb oder Unternehmen | 

und die zu diesem gehörenden Räume oder Grund- 
stücke den Gegenstand eines einheitlichen Pacht- 
verhältnisses, so ist der Anspruch auf Widerruf i 
der Kündigung ausgeschlossen, es sei denn, daß | 
der Nutzungswert der Räume oder Grundstücke | 
den Nutzungswert der sonst überlassenen Sachen ! 
und Rechte erheblich übersteigt. j 

§ 22 

Auf Kündigungen, die für einen nach dem j 
29, Februar 1964 liegenden Zeitpunkt erfolgen, fin- 
den die §§ 8 biis 21 keine Anwendung. 


VIERTER ABSCHNITT 
Schluß- und Übergangsvorschriften 

§ 23 I 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. März 1961 in Kraft. ' 

(2) Gleichzeitig treten die §§ 5 bis 9 und 11 der 
Berliner Verordnung über Maßnahmen auf dem i 


■ — 3. Wahlperiode 


Gebiete des Mietpreisrechts vom 8. Juni 1953 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin S. 386), 
zuletzt geändert durch die 2. Verordnung zur Ände- 
rung der Verordnung über Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Mietpreisrechts vom 15. Juni 1959 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin S. 738), 
und die §§ 16 bis 19 der Berliner Anordnung über 
Höchstpreise bei der Vermietung von Wohnräumen 
und gewerblichen Räumen vom 12. Juni 1950 (Ver- 
ordnungsblatt für Groß-Berlin I S. 216) außer Kraft. 

§ 24 

(1) Der Vermieter oder Verpächter kann nach 
dem 28. Februar 1961 von der Aufhebungsklage zur 
Räumungsklage übergehen. 

(2) Mit dem 1. März 1961 ist der Aufhebungsstreit 
in der Hauptsache erledigt. Jede Partei trägt die ihr 
entstandenen außergerichtlichen Kosten; Gerichts- 
kosten werden nicht erhoben. Das gleiche gilt bei 
dem Übergang zur Räumungsklage (Absatz 1) be- 
züglich der durch das Aufhebungsverfahren ver- 
ursachten besonderen Kosten. 

§ 25 

(1) Dieses Gesetz tritt außer Kraft, sobald für 
Berlin das Mieterschutzgesetz nach seinem § 54 
außer Kraft tritt oder nicht mehr anzuwenden ist. 

(2) Erledigt sich hierdurch ein auf Widerruf der 
Kündigung gerichteter Rechtsstreit, iso werden Ge- 
richtskosten nicht erhoben; jede Partei trägt ihre 
außergerichtlichen Kosten. 


Artikel II 

§ 45 Nr. 11 des Ersten Bundesmietengesetzes wird 
wie folgt geändert: 

Im § 23 Abs. 2 wird folgende Nr. 3 angefügt: 

„3. bei Wohnraum, der nach § 3 Abs. 1, 2 oder 4 
des Geschäftsraummietengesetzes von den 
Preisvorschriften ausgenommen ist, wenn die 
Miete einen Betrag von 110 vom Hundert der 
Miete für preisgebundenen Wohnraum gleicher 
Art, Lage und Ausstattung nicht übersteigt." 


Artikel III 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am 1. März 1961 in Kraft. 
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